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Patientinnen, die sich im Universitäts-
spital Zürich (USZ) oder imTriemli einer
Operation unterziehen, riskieren eher,
wegen Komplikationen zurück im Spi-
tal zu landen, als Patienten, die in an-
deren Spitälern waren. Das zeigt ein
Bericht des Vereins zur Qualitätsent-
wicklung in Spitälern (ANQ). Für den
Kanton Zürich untersuchte derANQ die
Rate der Wiedereintritte aufgrund von
Komplikationen bei 19 von 23 Spitälern.

Auffallend viele solcher Wiederein-
tritte gibt es neben den beiden grossen
Krankenhäusern in der Stadt auch im
Spital Limmattal und inAffoltern. Erst-
mals hat sich der Kanton Zürich an der
Untersuchung für das Jahr 2017 betei-
ligt. In den Jahren zuvorwar dieswegen
Problemen bei der Datenerhebung
für die meisten Spitäler nicht möglich.

In einer Stellungnahme schreibt das
Universitätsspital, dieMessung habe ein
«zu grobes Raster», weshalb das USZ
speziell getroffenwerde. Besonders Ein-
griffe bei nicht heilbaren oder seltenen
Krankheiten würden falsch bewertet.
Aberman nehme dieAnzahlWiederein-
tritte ernst und arbeite daran.

Die Zürcher Gesundheitsdirektion
begrüsst die Untersuchung: «Die Ge-
sundheitsdirektion ist im ständigenDia-
log mit den Spitälern mit dem Ziel, die
Qualität noch zu verbessern», wie ein

Sprecher erklärt. Das Spital Affoltern
kämpft seit längerem mit finanziellen
Problemen. Das Triemli ist wegen ho-
herDefizite unter enormemSpardruck.

Auf die ganze Schweiz bezogen, hat-
ten 33 von 193 Spitälern im Jahr zu vie-
le Wiedereintritte. Das USZ ist denn
auch nicht die einzige grosse Institution
mit Qualitätsproblemen: Auch die Uni-
spitäler in Lausanne und Bern weisen
mehr Wiedereintritte auf, als der ANQ
aufgrund der Eingriffe und der Patien-
ten erwartet hatte.

Gesundheitskosten steigen
Für Marcel Wyler, Mediensprecher der
Berner Insel-Gruppe, ist die Aussage-
kraft des Berichts aber beschränkt.Ma-
ximal einViertel derWiedereintritte sei
auf Fehler zurückzuführen,manche Fäl-
le seien falsch bewertet worden. «In
unseren Augen können keine verlässli-
chen Rückschlüsse auf die Behand-
lungsqualität unserer Spitäler gezogen
werden», sagt Wyler.

Gleichzeitig steigen die Kosten im
Schweizer Gesundheitssystem weiter.
Laut der Konjunkturforschungsstelle
derETHdürften dieAusgaben zwischen
2019 und 2021 um bis zu 3,6 Prozent
jährlich zunehmen. 2021 wäre das Ge-
sundheitssystem somit 94 Milliarden
Franken schwer: Die Gesundheit jedes
Schweizers und jeder Schweizerinwür-
de 900 Franken kosten. Seite 10

Unispital und
Triemli haben ein
Qualitätsproblem
Zürich Zu viele Patienten landen nach einem Eingriff
wieder im Krankenhaus. Das zeigt eine Studie,
die erstmals alle Spitäler im Kanton untersucht hat.
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«ImOstblock
tatmanmehr für
die Gleichstellung.»
Andreas Tobler
Der Kulturredaktor erklärt, warum Frauen
im Sozialismus unabhängiger waren
– und besseren Sex hatten. Seite 2

Kasachstan-Affäre Nach siebenjährigen
Ermittlungen will die Schweizer Justiz
einenSchlussstrichunterdie sogenannte
Kasachstan-Affäre ziehen. Die Genfer
Staatsanwaltschaft hat am 12. Novem-
ber ihr Strafverfahren gegen den kasa-
chischen Ex-Politiker Wiktor Chrapu-
nowergebnislos eingestellt. Chrapunow
ist 2007 in die Schweiz geflüchtet. Ka-
sachstan wirft ihm die Unterschlagung
öffentlicherGeldervor; Chrapunowsel-
ber stellt sich als Opfer einer politischen
Verfolgung dar.

Zuvor hat auch der Bund mehrere
kasachische Rechtshilfegesuche zurück-
gewiesen.Das Bundesamt für Justiz be-
gründet dies damit, dass fürChrapunow
in Kasachstan kein menschenrechts
konformes Verfahren garantiert sei.
Diese Begründung ist politisch brisant,
weil Bundespräsident Ueli Maurer in
dieser Woche zu einem Besuch nach
Kasachstan reisen wird.

In den letzten Jahrenwuchs sich der
Fall Chrapunow in Bern zu einer Polit-
affäre aus,weil auchmehrere Lobbyisten
und Nationalräte involviert waren. Sie
versuchten, die Justizbehörden politisch
im Sinne Kasachstans unter Druck zu
setzen. Nun kommt die Genfer Staats-
anwaltschaft zu dem Schluss, dass
Kasachstan seineVorwürfe nicht bewei-
sen konnte. Die Familie Chrapunow
verlangt nun vom Schweizer Staat eine
Entschädigung von über 3 Millionen
Franken. (hä) Seite 3

Maurer vor
heiklemBesuch
in Kasachstan

Zürich 900MillionenFranken,dreiTunnelsundkeinSantiago
Calatrava:DieSBBhabenbekanntgegeben,dassGiuliani
HöngerArchitektendieStadelhofen-Erweiterung inklusive
viertemGleis entwerfen.Läuft allesnachPlan,beginnendie
Bauarbeiten2026. (sip) KommentarSeite2,BerichteSeite18
Foto: Keystone (1983), Urs Jaudas (2015); Visualisierung: SBB

SBB überraschen bei Stadelhofen-Ausbau

USA Bei den Impeachment-Anhörungen
haben zwei zentrale Zeugen ihre Kritik
an Donald Trumps Telefonat mit dem
ukrainischen Präsidenten Selenski be-
kräftigt. Alexander Vindman, Mitar-
beiter des Nationalen Sicherheitsrats,
nannte das Gespräch «unangebracht».
Auch Jennifer Williams, eine Mitarbei-
terin vonVizepräsident Pence, erneuerte
vor laufender Kamera ihre Bedenken.
Damit bekommen die Demokraten die
Aussagen – und die Bilder –, die sie sich
imKampf umdieAbsetzungTrumps er-
hofft hatten. (sda) Seite 6

Wichtige Zeugen
belasten Trump

Asylzentrum EinAugenschein im neu er-
öffneten Bundesasylzentrum (BAZ) auf
dem ZürcherDuttweilerareal zeigt: Das
Staatssekretariat für Migration (SEM)
setzt einige Empfehlungen der Natio-
nalen Kommission zur Verhütung von
Folter nicht um. Das SEM will etwa an
der stichprobenmässigen Durchsu-
chung von Kindern festhalten. Auch an
derVerwendungvon Pfefferspray in ge-
schlossenen Räumen sowie demVerbot
für das Einführen vonNahrungsmitteln
will das SEM festhalten, entgegen den
Empfehlungen der Antifolterkommis-
sion. Es handle sich um bewährte Pra-
xen, sagt das Migrationsamt. Die BAZ
werden vom Bund betrieben. Die Asyl-
verfahren sollen beschleunigt durch
geführt und die Flüchtlinge anschlies-
send auf verschiedene Kantone verteilt
werden. (rar, mrs) Seite 17

Folter: Bundmissachtet
Empfehlungen

Parlament Die Schweizer Klimapolitik
bis 2030 befindet sich in der Schwebe.
Das CO2-Gesetz läuft Ende 2020 aus,
und seineNachfolgeregelung steht noch
nicht bereit. Der Nationalrat wollte das
Geschäft in der Wintersession beraten
– doch nun wird die Debatte auf den
Frühling verschoben. Das Büro des Na-
tionalrats nennt dafür organisatorische
Gründewie Zeitknappheit. Das rot-grü-
ne Lagerwollte dieVorlage schon imDe-
zember in den Rat bringen. Jetztwollen
SP und Grüne die Vorlage des Stände-
rats so belassen und das Gesetz nicht
noch verschärfen – zu gross ist ihnen
das Risiko, in der sich abzeichnenden
Referendumsabstimmung zu scheitern.
Den Grünen, die seit ihremWahlerfolg
unter Erfolgsdruck stehen, trägt dieser
Entscheid nun von rechter Seite den
Vorwurf der Feigheit ein. (red) Seite 5

Nationalrat verschiebt
Debatte umCO2-Gesetz
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Markus Häfliger

Vordergründig zelebrieren die Schweiz
und Kasachstan eine Länderfreund-
schaft. Gestern wurde bekannt, dass
Bundespräsident Ueli Maurer diese
Woche zu einer grossen Besuchstour in
den Osten aufbricht. Am Donnerstag
wird ervon Russlands PräsidentWladi-
mir Putin empfangen; am Freitag reist
erweiter zu Kassym-Schomart Tokajew,
der seit März als Staatschef Kasachstans
amtet. Es gehe «um die weitere Vertie-
fung der bilateralen Beziehungen»,
kündigt dieMedienstelle vonMaurer an.
Seine Mission: «ein intensiverer wirt-
schaftlicher Austausch».

Hinter den Kulissen ist das Verhält-
nis zwischen Kasachstan und der
Schweiz deutlich unharmonischer.Aus-
gerechnet jetzt, Tage vor Maurers Be-
such, zeigt die Schweizer Justiz ihren
kasachischen Kollegen die Rote Karte:
Am 12.November hat die Genfer Staats-
anwaltschaft das Strafverfahren gegen
den in Genf lebenden Exil-Kasachen
WiktorChrapunownach siebenjährigen
Ermittlungen ergebnislos eingestellt.

KasachischeMethoden
Die Person von Wiktor Chrapunow in-
teressiert die kasachischen Behörden
mehr als alles andere in der Schweiz.
Der heute 70-Jährige war früher Minis-
ter und Bürgermeister der Stadt Alma-
ty. 2007 überwarf er sich aber mit dem
Regime und setzte sich mit seiner Fa-
milie in die Schweiz ab.

Seither geht Kasachstan an allen
Fronten gegen Chrapunowvor –mit of-
fiziellen und inoffiziellen Methoden.
Schon 2012 ersuchte Kasachstan die
Schweiz umRechtshilfe; kurz darauf er-
öffnete die Genfer Staatsanwaltschaft

ein StrafverfahrenwegenVerdachts auf
Geldwäscherei. Doch die Kasachen be-
gnügten sich nicht mit dem ordentli-
chen Rechtsweg. Um Informationen
über Chrapunow zu beschaffen, heuer-
ten sie einen undurchsichtigen privaten
Geheimdienst an.Umdie Schweizer Jus-
tizbehörden politisch unter Druck zu
setzen, engagierten sie Lobbyisten wie
Ex-Botschafter Thomas Borer und die
Agentur Burson-Marsteller. Diese über-
zeugten die Nationalräte Christa Mark-
walder (FDP) und Christian Miesch
(SVP), im ParlamentVorstösse zu Chra-
punoweinzureichen.Als dieseManöver
2015 aufflogen, erlebte die Schweiz
unter dem Schlagwort «Kasachstan-
Affäre» eine intensive Debatte über Lob-
bying im Bundeshaus.

Zu 17 Jahren verurteilt
Dabei geriet der Fall, um den es eigent-
lich geht, zeitweise in denHintergrund.
Konkret wirft KasachstanWiktor Chra-
punow und seiner Ex-Frau Leila vor,
hohe Millionenbeträge unterschlagen
zu haben. ImOktober 2018 hat Kasachs-
tanWiktor und Leila Chrapunow inAb-
wesenheit zu 17 und 14 Jahren Gefäng-
nis verurteilt und ihreVermögenswerte
in Kasachstan beschlagnahmt – selbst
solche von Familienangehörigen. Die
Chrapunows präsentieren sich als Op-
fer einer politischen Verfolgung.

Beim Bundesamt für Justiz (BJ) ist
Kasachstan damit aufgelaufen.Wie erst
jetzt bekannt wird,wies das Amt schon
am 9. Oktober 2018 alle Rechtshilfe
ersuchen gegen Chrapunowab. Die Vo-
raussetzungen für Rechtshilfe seien
«nicht gegeben», hält das BJ knapp fest.

Mehr Einblick in die Hintergründe
dieses Entscheids ermöglicht jetzt die
Genfer Staatsanwaltschaft – und dieser

Einblick ist politisch brisant. In ihrer
Einstellungsverfügung erwähnt die zu-
ständige Staatsanwältin, wie der Bund
die Verweigerung der Rechtshilfe be-
gründet – nämlich mit Artikel 2 des
Rechtshilfegesetzes. Dieser Artikel 2
schliesst Staaten von Rechtshilfe aus,
welche die Europäische Menschen-
rechtskonvention verletzen oder ihre
Justiz dafür missbrauchen, Personen
politisch zu verfolgen.

Im Klartext: Der Bund hält die Justiz
des Landes, mit dem der Bundespräsi-
dent dieseWoche die Zusammenarbeit
vertiefen will, zumindest im Fall Chra-
punow für nicht vertrauenswürdig.

Aus der Verfügung der Staatsanwäl-
tin gehen auch die detailliertenVorwür-
fe Kasachstans hervor. Demnach argu-
mentiert das Land, dass Chrapunowals
Bürgermeister seinerzeit seiner Frau
Leila, die als Geschäftsfrau tätig war,
städtische Grundstücke zu tiefen Prei-
sen verkauft habe. Anschliessend habe
seine Frau die Parzellen zu vielfach hö-
heren Summenweiterverkauft, Dutzen-
de vonMillionen Franken in die Schweiz
geschafft und hier gewaschen.

Diese Klageweist die Staatsanwältin
jetzt zurück. In einemFall seien diemo-
nierten Immobilien-Deals ohnehin ver-
jährt. Und in den übrigen Fällen seien
«die typischen Elemente des Delikts der
Geldwäscherei nicht erfüllt». Überdies
sei «nicht erwiesen», dass es die (für den
Tatbestand derGeldwäscherei entschei-
denden) kriminellen Vortaten in Ka-
sachstan überhaupt gegeben habe.

Trotz dieser Feststellung wirft die
Staatsanwältin den Chrapunows gleich-
zeitig vor, sie hätten das Strafverfahren
«durch ihrVerhalten» selber provoziert.
Als einzigen Beleg für ein Selbstver-
schulden der Chrapunows zitiert die

Staatsanwältin das kasachische Ge-
richtsurteil vomOktober 2018.Aus die-
sem Grund lehnt die Staatsanwältin es
auch ab, den Chrapunows für das sie-
benjährige Starfverfahren eine Entschä-
digung zuzusprechen.

3Millionen Entschädigung
Damitwird der Fall Chrapunownun de-
finitiv zu einem Fall für die Schweizer
Gerichte. Denn trotzVerfahrenseinstel-
lung wollen die Chrapunows gegen die
Verfügung rekurrieren. Es sei «inakzep-
tabel, dass die Staatsanwaltschaft dem
Gerichtsurteil, das uns die kasachische
Diktatur auferlegt hat, den geringsten
Wert beimisst», halten die Chrapunows
in einer schriftlichen Stellungnahme
fest. Dabei berufen sie sich auf das Bun-
desamt für Justiz, welches Kasachstan
keine Rechtshilfe erteile, «weil allewis-
sen, dass es sich um einen Schurken-
staat handelt».

Total verlangen die Chrapunowsvom
Schweizer Staat für das siebenjährige
Strafverfahren eine Entschädigung von
über 3 Millionen Franken. Wiktor und
Leila Chrapunow fordern 728000 Fran-
ken für ihre Anwaltskosten. Ihr Sohn
Ilyas verlangt 260000 Franken plus
2,3Millionen fürwirtschaftlichen Scha-
den, den er erlitten habe. Ob auch die
kasachische Seite die Einstellungsver-
fügung anfechten wird, ist offen. «No
comment», sagt ihr Genfer Rechtsver-
treter. Auch die Botschaft in Bern gab
keine Stellungnahme ab.

Hingegen erklärt das BJ, Ende Okto-
ber habe Kasachstan ein neues Rechts-
hilfegesuch im Fall Chrapunow einge-
reicht. Die Kasachstan-Affäre – sie ist
noch nicht zu Ende. Und Ueli Maurer
wird sich am Freitag in Kasachstan auf
Fragen gefasst machen müssen.

Schweiz lässt Kasachstan abblitzen
Kasachstan-Affäre Kurz vor Ueli Maurers Staatsbesuch in Zentralasien weist die Schweizer Justiz die Klage gegen den kasachischen
Ex-Politiker Wiktor Chrapunow ab. Die Chrapunows verlangen von der Schweiz eine Entschädigung von 3 Millionen Franken.

Um Informationen
über Chrapunow zu
beschaffen, heuerten
die Kasachen
einen privaten
Geheimdienst an.

Die Mission von Ueli Maurer: «Ein intensiver wirtschaftlicher Austausch». Der Präsidentenpalast in der kasachischen Hauptstadt Nursultan. Foto: Yuri Kozyrev (Noor)

Wiktor Chrapunow war früher Minister
und Bürgermeister von Almaty. Foto: PD

«Wie bei Tom Clancy»

Während die Schweizer Justiz versucht,
den Fall Chrapunow zu den Akten zu
legen, wird Belgien von einer neuen
Kasachstan-Affäre erschüttert. Ein belgi-
scher Staatsanwalt spricht von einem
«Fall, in dem die Realität die Fiktion
übersteigt. Es ist ein Szenario wie bei
John Le Carré oder Tom Clancy.»

Im Zentrum der neuen Affäre steht
die Kasachin Botagoz Jardemalie, eine
Juristin mit Harvard-Abschluss, die seit
2013 in Belgien politisches Asyl geniesst
und sich als Menschrechtsanwältin
betätigt. Auch ihr wirft Kasachstan die
Unterschlagung von Geldern vor. In den
letzten Wochen wurden nun mehrere
Vorfälle publik, bei denen kasachische
Agenten handfest gegen Jardemalie
vorgingen – auf belgischem Territorium.

Am 21. Oktober fand in Brüssel ein
Prozess gegen drei Männer statt, darunter
zwei frühere Stasi-Agenten. Die Staats
anwaltschaft wirft ihnen vor, sie hätten ab
2013 versucht, Jardemalie auszuspionie-
ren und sogar zu entführen. Die Staats
anwaltschaft verlangt für die Männer eine
Freiheitsstrafe von vier Jahren; das Urteil
wird am 29. November gesprochen.

Kurz nach diesem Prozess machte die
Zeitung «Le Soir» publik, dass die Polizei
am 1. Oktober 2019 in Jardemalies
Wohnung frühmorgens eine Hausdurch-
suchung durchführte, während die Frau
nicht zu Hause war. Dabei wurden die
belgischen Polizisten laut Medienberich-
ten von kasachischen Beamten begleitet,
welche Jardemalies Unterlagen unbeauf-
sichtigt durchsucht hätten – trotz deren
Asylstatus. Die Operation erfolgte auf-
grund eines kasachischen Rechtshilfe
gesuchs, welche die Regierung bewilligt
hatte. Der Vorfall beschäftigt jetzt auch
die belgische Politik und bringt den Justiz-
minister in Erklärungsnöte. (hä)


